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Plüderhausen, den 31.03.2020/22.09.2020 

Verfahrenshinweise für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 

(§ 74 LBO) 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB) am 05.05.2020 

Auslegungsbeschluss (§ 3 (2) BauGB) am 05.05.2020 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschl. (§ 2 (1) BauGB) am .... 14.05.2020 
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Textteil für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 

Rechtsgrundlagen: §§ 2, 9, 10 und 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 03.November 2017 (BGBI. I S. 3634) und § 4 Gemeindeordnung 
für Baden-Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.Juli 2000 (GBl. S. 582, 
ber. S. 698), zuletzt geändert durch Art. 16 des Gesetzes vom 21. Mai 2019 (GBl. S. 
161,186) in Verbindung mit § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in 
der Fassung vom 5. März 2010 (GBl. S. 357), mehrfach geändert durch Gesetz vom 18. Juli 
2019 (GBl. S. 313). Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786). 

Aufhebungen: Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bisher bestehenden 
örtlichen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere örtliche bau-
polizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 

Festsetzungen: In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Bebauungsplan „Gassenäcker, 2. Änderung“ 
 Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 

Allgemeines Wohngebiet (WA) - § 4 BauNVO. Die Ausnahmen nach § 4 (3) Nr. 4 und 5  
BauNVO (Gartenbaubetriebe und Tankstellen) werden gemäß § 1 (6) BauNVO nicht Be-
standteil des Bebauungsplans. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 

Siehe Einschrieb im Plan 

a) Grundflächenzahl (§ 16 (2) Nr.1 BauNVO + § 19 BauNVO) 

Mit wasserdurchlässigem Material befestigte Flächen sowie die erdüberdeckte Bereiche 
von Tiefgaragen (Mindesthöhe Überdeckung 0,5 m) sind bei der Ermittlung der zulässi-
gen Grundfläche nicht mitzurechnen (§ 19 (4) Satz 3 BauNVO). 

b) Höhe baulicher Anlagen (§ 16 (2) Nr.4 BauNVO + § 18 BauNVO)  

Die Höhe baulicher Anlagen ist durch die Festsetzung des höchsten Gebäudepunkts 
(HGP=Oberkante Dachhaut oder Attika), in Normalnullhöhe und als Höchstmaß, nach 
oben begrenzt. 

Technisch notwendige Einzelbauteile und Aufbauten sind von der Höhenbeschränkung 
ausgenommen (z.B. Aufzugsüberfahrten, Lüftungseinrichtungen, aufgeständerte Anlagen 
zur Gewinnung von Solarenergie, Geländer bei Dachterrassen). 

1.3 Höhenlage baulicher Anlagen und Gebäudehöhen (§ 9 (3) BauGB, §§ 16 u. 18 
BauNVO) 

Die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) der Hauptgebäude ist im Bebauungsplan als Normal-
nullhöhe (m üNN) festgesetzt. Abweichungen von +/- 0,3 m sind zulässig. 

1.4 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

offen, zugelassen sind nur Einzelhäuser ( ).  

1.5 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 23 BauNVO) 

1. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt.  

2. Überschreitungen der festgesetzten Baugrenzen mit untergeordneten Bauteilen und 
Vorbauten im Sinne des § 5 (6) LBO um bis zu 1,5 m sind zulässig.  
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Je Wohneinheit ist eine Überschreitungen der festgesetzten Baugrenzen mit einer Ter-
rasse bzw. einem Balkon zulässig. Der Abstand zur öffentlichen Fläche muss mindestens 
2 m betragen. 

1.6 Nebenanlagen, Garagen und überdachte Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12, 
14 und § 23 BauNVO) 

a) Garagen - eingeschossig - und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig. Offene Stellplätze sind allgemein auch außerhalb der überbauba-
ren Grundstücksflächen zulässig. 

Tiefgaragen sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und auf den dafür vor-
gesehenen Flächen zulässig (TGa). 

b) Baurechtlich notwendige Nebenanlagen (z.B. Fahrradstellplätze) sind auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Sonstige Nebenanlagen in Form von Ge-
bäuden im Sinne des § 2 (2) LBO sind bis zu einer Größe von maximal 30 m³ ebenfalls 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Von öffentlichen Verkehrsflä-
chen muss ein Abstand von mind. 2,0 m eingehalten werden. 

1.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und   
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

a) Die Befestigung von Stellplätzen und Garagenzufahrten darf nur wasserdurchlässig erfol-
gen (Rasensteine, Rasenpflaster, Drainpflaster oder ähnliches). Wasserundurchlässiges 
Pflastermaterial ist unzulässig. 

b) Flachdächer müssen zu mindestens 80% der Dachfläche dauerhaft und fachgerecht mit 
bodendeckenden Pflanzen extensiv begrünt werden – ausgenommen sind Dachterras-
sen, technische Dachaufbauten und Lichtkuppeln sowie Anlagen zur Gewinnung von So-
larenergie. 

c) Zur Vermeidung anlagebedingter Bodenbeeinträchtigung ist bei allen Baumaßnahmen 
der Oberboden nach Zwischenlagerung der Wiederverwendung zuzuführen. 

d) Zur Minimierung baubedingter Bodenverdichtungen sind die verdichteten Bereiche nach 
Abschluss der Baumaßnahmen wirkungsvoll zu lockern. 

e) Zur Schonung nachtaktiver Insekten sind für die Außenbeleuchtung insektenfreundliche 
und abstrahlungsarme Leuchtmittel nach dem neuesten Stand der Technik zu verwen-
den. 

f) Sobald eine konkrete Planung oder Bauvoranfrage vorliegt muss bei Abbrucharbeiten, 
Gehölzrodung und Baumaßnahmen der Flächen eine punktuelle artenschutzrechtliche 
Begutachtung erstellt werden. Die Untersuchungshäufigkeit ist abhängig von den geplan-
ten Maßnahmen und sollte mit der unteren Naturschutzbehörde abgestimmt werden (vgl. 
Hinweis g)). 

1.8 Pflanzzwang (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 

a) Pflanzzwang – Einzelbäume (PZ/E): An den im Plan durch Planzeichen festgesetzten 
Stellen sind standortgerechte, hochstämmige Laubbäume zu pflanzen und dauernd zu un-
terhalten. Die örtliche Lage im Lageplan ist nicht bindend. (Artenempfehlung siehe 1.8 b)) 

b) Artenempfehlung zum Pflanzzwang: Bäume, 4 x verpflanzt mit Ballen, Stammumfang 16-
18 bzw. 18-20 (Sortenauswahl ist möglich): Bergahorn - Acer pseudoplatanus, Birne - 
Pyrus communis, Eisbeere - Sorbus torminalis, Feldahorn - Acer campestre, Gewöhnliche 
Traubenkirsche - Prunus padus, Hainbuche - Carpinus betulus, Speierling - Sorbus do-
mestica, Spitzahorn - Acer platanoides, Vogelbeere - Sorbus aucuparia, Vogel-Kirsche - 
Prunus avium, Winterlinde - Tilia cordata, heimische Obstbäume.  
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Hinweis: 

a) Im Plangebiet können Funde im Sinne von § 20 Denkmalschutzgesetz (DSchG) zutage 
treten, bei denen es sich um meldepflichtige Kulturdenkmale nach § 2 DSchG handelt. Dem 
Regierungspräsidium ist Gelegenheit zu geben, vor jeglichen Erdbewegungsarbeiten archäo-
logische Untersuchungen durchzuführen.    

b) Nachrichtlich wird darauf hingewiesen, dass entsprechend § 126 (1) und (2) BauGB die 
Eigentümer von an öffentliche Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücken das Anbringen 
von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung ein-
schließlich der Beleuchtungskörper und des Zubehörs sowie Kennzeichen und Hinweisschil-
dern für Erschließungsanlagen auf ihrem Grundstück zu dulden haben. 

c) Grundwasserableitungen - auch über das öffentliche Abwassernetz - sind unzulässig. 
Grundwassererschließungen sind der Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. Beabsich-
tigte Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit Grund-
wasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind rechtzeitig vor deren Ausführung anzuzei-
gen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind die 
Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und das Landrats-
amt als untere Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 43 (1) und (6) WG). 

d) Auf Grund der geologischen Unterverhältnisse werden den Bauherren objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen. DIN 4020 empfohlen. 

e) Die Inhalte des Merkblattes „Bodenschutz bei Baumaßnahmen“ des Landratsamtes Rems-
Murr-Kreis sind bei allen Erdarbeiten zu beachten (Download unter www.rems-murr-kreis.de 
► Landratsamt Politik ► Bürgerservice ► Online-Service ► Formulare ► Umweltschutz). 

f) Beim Bau und Betrieb von Zisternen ist das Merkblatt „Speicherung von Regenwasser für 
Brauchwasserzwecke“ des Landratsamtes Rems-Murr-Kreis sind bei allen Erdarbeiten zu 
beachten (Download unter www.rems-murr-kreis.de ► Landratsamt Politik ► Bürgerservice 
► Online-Service ► Formulare ► Umweltschutz). 

g) Das Plangebiet liegt in Zone IIIA des fachtechnisch abgegrenzten Wasserschutzgebietes 
„Tiefbrunnen Rudersberg + Quellen“. Bei der Durchführung von Baumaßnahmen ist das 
Merkblatt „Bauen im Wasserschutzgebiet – Zone III“ zu beachten. (vgl. Anlagen der Begrün-
dung) 

h) Bei Abbrucharbeiten, Gehölzrodungen und Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass keine 
Lebensstätten geschützter Tierarten (z.B. Vogelnester, Fledermausquartiere, Mulch bewoh-
nende Käfer oder Eidechsenvorkommen) beeinträchtigt werden.  

Es ist erforderlich, dass sich die Bauherren die artenschutzrechtliche Unbedenklichkeit durch 
einen Sachkundigen bestätigen lassen. Eventuell erforderliche Gehölzrodungen dürfen nicht 
in der Vegetationsperiode von 1. März bis 30. September durchgeführt werden.  

i) Nach den aktuellen Hochwassergefahrenkarten  (HWGK) des Landes Baden-Württemberg 
wird der südliche Planbereich geringfügig bei einem extremen Hochwasserereignis (HQext-
rem) überschwemmt und liegt daher im Risikogebiet nach § 78b Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG). Es wird empfohlen auf eine hochwassernagepasste Bauweise zu achten und die 
Belange des Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge zu berücksichtigen. Das 
Merkblatt „Belange des Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge“ des Landrats-
amtes Rems-Murr-Kreis ist zu beachten (Download unter www.rems-murr-kreis.de ► Land-
ratsamt Politik ► Bürgerservice ► Online-Service ► Formulare ► Umweltschutz). 

Hinweise zur baulichen Vorsorge in Überschwemmungsgebieten können z.B. der Hochwas-
serschutzfibel des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung entnommen 
werden. 

www.fib-bund.de/Inhalt/Themen/Hochwasser/2018-12_Hochwasserschutzfibel_8.Auflage.pdf  
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2.Örtliche Bauvorschriften 
 für den Geltungsbereich des Bebauungsplans  
„Gassenäcker, 2. Änderung“ 

2.1 Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

a) Dachform und Dachneigung der Hauptgebäude: Entsprechend Planeintrag. Es sind aus-
schließlich extensiv begrünte Flachdächer zulässig. Die Festsetzung 1.7 b ist zu beach-
ten. 

Garagen und Carports: Es sind ausschließlich extensiv begrünte Flachdächer zulässig.  

b) Farbgebung der Außenfassaden: Leuchtende oder reflektierende Farben bzw. Materialien 
sind unzulässig. Parabolantennen sind farblich ihrem Hintergrund anzugleichen.  

2.2 Einfriedungen und Stützmauern (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Als Einfriedungen sind Hecken aus heimischen Sträuchern (z.B. Wildrose, Holunder, Hasel, 
Liguster, Schneeball, Hartriegel, Hainbuche), Zäune oder Mauern zulässig. Zulässige Höhen 
der Einfriedungen: 

- lebende Einfriedungen (Hecken): max. 1,5 m 

- Holzzäune:       max. 1,2 m 

- massive Einfriedungen (Mauern): max. 0,5 m.  

Von befahrbaren Verkehrsflächen ist mit Einfriedungen und Stützmauern ein Grenzabstand 
von mindestens 0,5 m einzuhalten.  

Stützmauern sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

2.3 Unbebaute Flächen der bebauten Grundstücksteile (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Nicht überbaute Grundstücksflächen, die nicht als Zufahrten, Stellflächen, Fahrgassen, Feu-
erwehraufstellflächen und Wege benötigt werden, sind zu begrünen, gärtnerisch anzulegen, 
zu gestalten, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.  

Kies-, Schotter- und Steingärten sowie Kunstrasenflächen sind unzulässig. 

2.4 Zahl der Stellplätze (§ 74 (2) LBO) 

Abweichend von § 37 (1) LBO wird die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen in Abhängig-
keit von der Wohnungsgröße wie folgt festgesetzt: 

a) bei einer Wohnfläche bis zu 40 m²   1 Stellplatz je Wohnung 

b) zwischen 40 und 70 m²      1,5 Stellplätze je Wohnung 

c)  bei Wohnungen über 70 m²     2 Stellplätze je Wohnung 

Halbe Stellplätze sind im Gesamtergebnis aufzurunden. 

 


